
Einem Hilfesuchenden bei der Einleitung von 
Verwaltungsverfahren helfen
	Jahrgangsstufen
	13

	Fach/Fächer
	SWR

	Übergreifende Bildungs- und Erziehungsziele
	

	Zeitrahmen 
	45 Minuten

	Benötigtes Material
	Schulbuch und/oder Zugang zum Internet


Kompetenzerwartungen und Inhalte (lt. Lehrplan)

Die Schülerinnen und Schüler

sind dem Hilfesuchenden bei der Einleitung von Verwaltungsverfahren behilflich und unterstützen ihn dabei, einen Verwaltungsakt in seinem Sinne zu erwirken. 

Inhalte zu den Kompetenzen:

Verwaltungsakt (Grundsätze, Bekanntgabe, Form und Begründung)

Aufgabe


Situation:

Sie sind Mitarbeiter des Jugendamts. Leo Fischer, 12 Jahre, kommt zusammen mit seinem Vater zu Ihnen in die Sprechstunde. Leo lebt seit rund sechs Jahren bei seinem leiblichen Vater, seiner Stiefmutter und seiner fünfjährigen Halbschwester. Er ist im Alter von sechs Jahren, zwei Wochen vor Schulbeginn, von seiner Mutter beim Vater „abgegeben“ worden. Die Mutter hat mit ihrem neuen Partner eine längere Reise angetreten und nach ihrer Rückkehr zugestimmt, dass Leo in der Familie seines Vaters bleibt. Die Eltern hatten sich kurz nach seiner Geburt getrennt, das Kind wuchs zunächst bei seiner Mutter auf, hatte aber regelmäßigen Umgang mit dem Vater. Der Vater hat sich gut um Leo gekümmert; die schulischen Leistungen waren überdurchschnittlich. Leo litt jedoch unter einem ausgeprägten Gehfehler, auch sein Sozialverhalten war sehr auffällig. Deshalb wurde Leo in einer Klinik mehrfach operiert und im Umgang mit seiner Behinderung psychotherapeutisch begleitet. Seine Mutter besuchte Leo regelmäßig im Krankenhaus, ansonsten verbrachte Leo, wie zwischen den Eltern vereinbart, jedes zweite Wochenende bei der Mutter, die inzwischen alleine lebte. Mit dem Wechsel in die weiterführende Schule eskalierte die Situation zu Hause, berichtet der Vater. Leo wurde sehr unruhig, und reagierte nicht mehr auf Ansprache. In der Schule begann er, die Lehrer zu beschimpfen und Mitschüler zu bedrohen. Die schulischen Leistungen waren zwar weiterhin sehr gut, doch mussten ihn die Lehrer mehrfach aufgrund seines Verhaltens vom Unterricht ausschließen. In einem Gespräch mit Leos Mutter hat Herr Fischer nun vor einigen Tagen erfahren, dass sie massiv medikamentenabhängig ist und zu manisch-depressiven Stimmungen neigt. Sie hat es immer gut verstanden ihre Medikamentenabhängigkeit zu verbergen. Sie berichtete von Schuldgefühlen gegenüber Leo. Daher hat sie ihm an den Besuchswochenenden sehr viele Freiheiten gegeben. Außerdem stellte sich heraus, dass Leo bei seiner Mutter DVDs mit Gewaltfilmen schauen konnte, die seine Mutter nach seinen Wünschen für ihn besorgt hatte. Der Vater bittet Sie um Hilfe. 
Quelle: vgl. http://www.lwl.org/ks-download/downloads/publikationen/M7/M7_Suchthilfe.pdf, abgerufen am 05.03.2018
Handlungsauftrag:

Bereiten Sie sich auf das Gespräch vor, in dem Sie sich Notizen über einen möglichen Gesprächsverlauf machen. Zeigen Sie Herrn Fischer im Gespräch auf, welche Möglichkeiten das Kinder- und Jugendhilferecht in Fällen wie seinem vorsieht.
Gestufte Hilfen:

Mögliche Vorgehensweise:

1. Das Gespräch als Antrag auf Hilfe zur Erziehung anerkennen
2. Geeignete Maßnahme im Gespräch auswählen (§§ 27 ff SGB VIII)

3. Verwaltungsakt herbeiführen
Infomaterial: 

Fallbearbeitung in der Jugendhilfe (II)
Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsakt, 
Grundsätze und Ordnungsprinzipien des Verwaltungshandelns
Fallbearbeitung in der Jugendhilfe (II)
Die Fallbearbeitung in der Jugendhilfe und die rechtlichen Reaktionsmöglichkeiten und -pflichten nach Ermittlung eines individuellen Hilfebedarfs sind durch eine Vielzahl von gesetzlichen Vorschriften (z. B. SGB VIII, SGB I, SGB X, SGB IX, BSHG) geregelt. Hier finden Sie einige grundlegende Informationen:

Bewilligung der Hilfe – Verwaltungsverfahren

Die Bewilligung oder Ablehnung einer Hilfe geschieht durch formellen schriftlichen Verwaltungsakt, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist (§§ 35, 36 SGB X).

Den Beteiligten (§ 12 SGB X) ist in jedem Verfahrensstadium auf Verlangen umfassend Akteneinsicht zu gewähren (§ 25 SGB X). Das Akteneinsichtsrecht bezieht sich auch auf den Inhalt gutachterlicher Ergebnisse.
Nachrangigkeit der Jugendhilfe

Leistungen nach dem SGB VIII sind gegenüber Leistungen anderer nicht nachrangig, sondern lassen Leistungspflichten anderer lediglich unberührt (§ 10 Abs. 1 SGB VIII). Leistungen der Jugendhilfe dürfen nicht verweigert werden, wenn ein anderer rechtlich leisten müsste, tatsächlich aber nicht leistet. Auf Leistungen anderer darf nur verwiesen werden, wenn diese Leistungen "präsente Mittel" sind. Das gilt auch für Leistungen der Schule. Wenn der anderweitig Verpflichtete nicht leistet, sind vorläufige Leistungen durch das Jugendamt zu erbringen, das nach § 102 SGB X oder § 95 SGB VIII Erstattung verlangen kann.

Heranziehung zu den Kosten

Die Heranziehung zu den Kosten erfolgt nach §§ 91 ff. SGB VIII in einem gesonderten Verwaltungsverfahren nur in den Fällen des § 91 SGB VIII. Die Hilfeleistung kann nicht mit einem Kostenbeitrag "verrechnet" werden. Das Kindergeld ist nicht als Kostenbeitrag zu beanspruchen.

Verwaltungsverfahren

§ 9 Begriff des Verwaltungsverfahrens (VwVfG)

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist die nach außen wirkende Tätigkeit der Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gerichtet ist; es schließt den Erlass des Verwaltungsaktes oder den Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrags ein.

Verwaltungsakt

Der Verwaltungsakt stellt eine typische Handlungsform der Verwaltung dar. Er beruht auf dem Umstand, dass Gesetze in aller Regel abstrakt-generell formuliert sind und sich nicht von selbst vollziehen, sondern eine Umsetzung auf einen konkreten Fall und auf eine individuelle Person benötigen. Der Verwaltungsakt nimmt diese Konkretisierung und Individualisierung vor. 

„Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.“ (§35 Verwaltungsverfahrensgesetz VwVfG)

Merkmale des Verwaltungsakts:
· Maßnahme:
jedes Verhalten mit Erklärungswert

· hoheitlich:
öffentlich-rechtlich, nicht privatrechtlich



einseitiges Handeln einer Behörde
· Behörde:
jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt
· Regelung:
einseitiges Setzen von Rechtsfolgen (Begründung, Änderung, Aufhebung oder 

Feststellung einer Pflicht oder eines Rechts)

· Einzelfall:
konkret-individuell, nicht abstrakt-generell




konkret: genau ein Sachverhalt, abstrakt: unbestimmt viele Sachverhalte;

individuell: ein bestimmter Adressat oder zumindest ein bestimmbarer Adressatenkreis, generell: unbestimmt viele Adressaten
· Gebiet des öffentlichen Rechts: 
hoheitlich (siehe oben)

· Außenwirkung: 
entfaltet Wirkung über den verwaltungsinternen Bereich hinaus

Bekanntgabe:

· Sie ist notwendig für Wirksamwerden.

· Zustellung an den Adressaten und die Betroffenen oder öffentliche Zustellung

Form:

· Grundsatz der Formlosigkeit

· Bei Schriftform gilt: Angabe der erlassenden Behörde, Unterschrift oder Namenswiedergabe des Behördenleiters oder seines Vertreters oder Beauftragten

Begründung:

· Angabe der tatsächlichen und juristischen Gründe

· Sie ist Pflicht bei schriftlichen Verwaltungsakten.

Grundsätze und Ordnungsprinzipien des Verwaltungshandelns:
1.
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit


-> Keine Maßnahme darf einem Gesetz widersprechen.

-> Die Verwaltung ist auf eine Rechtsgrundlage angewiesen. Dies sind das Grundgesetz, Gesetze, 
 Rechtsverordnungen, Satzungen, Gewohnheitsrecht, allgemeine Rechtsgrundsätze.

2.
Grundsatz des Vertrauensschutzes nach „Treu und Glaube“

-> Vertrauen auf die rechtliche Vorgehensweise des anderen

3. Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
-> Gebot der Anwendung des mildesten Mittels

4. Verbot des „venire contra faktum proprium“
-> kein Zuwiderhandeln gegen früheres Verhalten

5. Bestimmtheitsgebot
-> Vorhersehbarkeit staatlichen Handelns

6.  


       Ermessens- und Beurteilungsspielraum


[image: image1]
Von der Verwaltung aus ist mehreren Handlungsmöglichkeiten („Kann“-Vorschriften) diejenige auszuwählen, welche der Sache, um die es geht, angemessen ist. 
Gebundenes Ermessen bedeutet, dass die Verwaltung grundsätzlich der Soll-Vorschrift folgen muss und nur bei besonderen Umständen davon abweichen darf. 
Er räumt der Verwaltung die Befugnis ein, das Vorliegen bestimmter Tatbestandsmerkmale abschließend, d.h. ohne nachträgliche verwaltungsgerichtliche Kontrolle zu konkretisieren.

Quellen- und Literaturangaben

http://www.lwl.org/ks-download/downloads/publikationen/M7/M7_Suchthilfe.pdf, abgerufen am 05.03.2018

Hinweise zum Unterricht

Beispiele für Produkte und Lösungen der Schülerinnen und Schüler

Nachstehender Gesprächsverlauf wäre möglich.
1. Das Gespräch als Antrag auf Hilfe zur Erziehung anerkennen

Mit dem Gespräch hat Herr Fischer einen Antrag auf Hilfen zur Erziehung gestellt. Dies muss er nicht schriftlich machen. 

2. Geeignete Maßnahme im Gespräch auswählen (§§ 27 ff. SGB VIII)

Für Leo:

Weil Leo emotional hoch belastet ist (Medikamentenabhängigkeit der Mutter, Medienkonsum) sollte er an einer psychotherapeutischen Behandlung in der Erziehungsberatungsstelle (§28 SGB VIII) teilnehmen.

Auf der Ebene des Vaters/Familie:

Aufgrund der massiven Abhängigkeitserkrankung der Mutter und der damit einhergehenden Erziehungsunfähigkeit sollte der Vater das alleinige Sorgerecht beantragen.

Die Familie wird in ihrer Entwicklung durch eine systemische Familientherapie/-beratung der Erziehungsberatungsstelle (§28 SGB VIII) unterstützt.

3. Verwaltungsakt herbeiführen

Das Jugendamt erlässt einen rechtswirksamen Leistungsbescheid über die oben genannten Hilfen zur Erziehung nach Maßgabe des nach §36 SGB VIII zu erstellenden Hilfeplans.
freies Ermessen





gebundenes Ermessen





Beurteilungsspielraum









